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3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
21.03.2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der 1951 geborene KlÃ¤ger gab mit der Unfallanzeige vom 05.04.1998 an, er habe
am 07.08.1997 mit dem rechten Unterarm mehrmals gegen eine klemmende TÃ¼re
geschlagen, um sie zu Ã¶ffnen.

Der Durchgangsarzt, der Chirurg Dr.L. , berichtete, der KlÃ¤ger habe ihn am
07.08.1997 aufgesucht; Ã¼ber dem rechten kÃ¶rperfernen Ellenende habe sich
eine Schwellung und RÃ¶tung mit lebhaftem Druckschmerz Ã¼ber dem Ellengriffel
gezeigt, auch habe eine schmerzhaft eingeschrÃ¤nkte Handgelenksbeweglichkeit
bestanden. Die Fingerbeweglichkeit sei frei gewesen. Peripher seien keine sensiblen
AuffÃ¤lligkeiten festzustellen gewesen. Die RÃ¶ntgenaufnahmen hÃ¤tten das
Handgelenk ohne knÃ¶chernen Befund gezeigt. Dr.L. stellte die Diagnose: Prellung
des Handgelenks mit Verdacht auf posttraumatische KnochenhautentzÃ¼ndung an
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der kÃ¶rperfernen Elle. Der Handchirurg Dr.R. vom Zentralklinikum A.
diagnostizierte am 07.11.1997 Prellung und HÃ¤matom am Handgelenk, einen
beginnenden schnellenden Daumen und Verdacht auf Nervus-interosseus-dorsalis-
Neuralgie. Die RÃ¶ntgenaufnahmen vom 08.08.1997 hÃ¤tten keinen
pathologischen Befund ergeben. Der KlÃ¤ger klage jetzt Ã¼ber mehr diffuse
Schmerzen im gesamten Handgelenksbereich. Bei der Untersuchung finde sich
Druckschmerzhaftigkeit Ã¼ber dem Ringband am Daumengrundgelenk, einem
beginnenden schnellenden Finger entsprechend. AuÃ�erdem sei
Druckschmerzhaftigkeit Ã¼ber dem Handgelenk festzustellen. Ein MRT vom
20.10.1997 beschreibe das distale Radioulnargelenk und den Diskus als normal, es
werde am ehesten an ein organisiertes HÃ¤matom gedacht. Der Chirurg Dr.P.
stellte am 27.01.1998 die Diagnose einer Styloiditis ulnae rechts mit
Bewegungsschmerz am Handgelenk und einer leichten Verdickung Ã¼ber dem
Processus styloideus ulnae. Die RÃ¶ntgenaufnahme zeige eine reiskorngroÃ�e
Verschattung als Folge eines eventuell abgelaufenen winzigen knÃ¶chernen
Kapselausrisses. Der Durchgangsarzt, der OrthopÃ¤de Dr.N. , diagnostizierte am
14.03.1998 einen Zustand nach Prellung des Handgelenkes. Im Bericht vom 20.05.
1998 erklÃ¤rte Dr.N. , der KlÃ¤ger klage weiterhin Ã¼ber starke Schmerzen im
Handgelenk.

Im Gutachten vom 22.05.1998 kam der Handchirurg Dr.S. zusammenfassend zu
dem Ergebnis, sÃ¤mtliche Untersuchungen hÃ¤tten zu keinem greifbaren
morphologischen Substrat der geklagten Beschwerden gefÃ¼hrt. Jetzt bestehe eine
minimale Weichgewebsvermehrung um den Griffelfortsatz der Elle sowie eine
gewisse MindererwÃ¤rmung der rechten Hand gegenÃ¼ber der linken. SÃ¤mtliche
FunktionseinschrÃ¤nkungen wirkten absolut vorgefÃ¼hrt und hÃ¤tten keinen
objektiv erkennbaren kÃ¶rperlichen Hintergrund. Die VerÃ¤nderungen seien,
objektiv gesehen, nicht wesentlich und auch nicht weiter fassbar, die Schwellung
und gewisse vegetative Dystonie der Hand bedingten weder irgendeine
FunktionseinschrÃ¤nkung noch BehandlungsbedÃ¼rftigkeit oder EinschrÃ¤nkung
der ArbeitsfÃ¤higkeit. Der KlÃ¤ger fÃ¼hre eine nahezu vollstÃ¤ndige
Funktionslosigkeit der Hand vor. So reiche er zur BegrÃ¼Ã�ung die linke Hand,
fÃ¼hre zunÃ¤chst die FunktionsprÃ¼fungen nicht durch, die dann aber im weiteren
Verlauf doch getÃ¤tigt werden kÃ¶nnten. Der Spitzgriff werde extrem langsam und
eigenartig wurmfÃ¶rmig vorgefÃ¼hrt, das Hochkrempeln des linken HemdÃ¤rmels
gelinge aber doch bei nahezu normalem Spitz- und Feingriff der Finger. Besonders
auffÃ¤llig sei, dass nach Verlassen der Klinik die rechte Hand mit der entzÃ¼ndeten
Zigarette vÃ¶llig normal gehalten worden und auch die zuvor vorgefÃ¼hrte Haltung
der Finger in Streckstellung offensichtlich nicht mehr notwendig gewesen sei. Es
handle sich hier am ehesten um die Folge einer Somatisierung anders gelagerter
Probleme in die Hand. Unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit und
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit hÃ¤tten bis zum 15.11. 1997 bestanden, danach mit
Sicherheit nicht mehr.

Die Beklagte lehnte mit Bescheid vom 09.09.1998 die GewÃ¤hrung einer Rente ab.
Die ErwerbsfÃ¤higkeit sei Ã¼ber die 26. Woche nach dem Arbeitsunfall hinaus nicht
in rentenberechtigendem Grad gemindert. Unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit und
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit hÃ¤tten bis 15.11.1997 vorgelegen, objektivierbare
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Unfallfolgen lÃ¤gen nicht mehr vor.

Den Widerspruch des KlÃ¤gers vom 22.09.1998 wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 16.02.2000 zurÃ¼ck. Wesentliche Folgen des
Arbeitsunfalls seien nicht mehr nachweisbar. Die Prellung habe lediglich
unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit lÃ¤ngstens bis
15.11.1997 zur Folge gehabt. Sie sei im Wesentlichen folgenlos verheilt und fÃ¼hre
zu keiner messbaren MdE.

Der KlÃ¤ger hat hiergegen Klage zum Sozialgericht Augsburg erhoben und darauf
hingewiesen, es bestÃ¼nde wegen der Unfallfolgen SchreibunfÃ¤higkeit.

Der vom SG zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte Handchirurg Dr.R. hat im
Gutachten vom 12.12.2001 zusammenfassend ausgefÃ¼hrt, durch den Unfall sei es
zur Distorsion des Handgelenks mit Projektion der Schmerzen auf das kÃ¶rperferne
Ellenende gekommen. Inzwischen sei das Handgelenk 1999 operiert worden und
mit einer Pseudarthrose der kÃ¶rperfernen Elle ausgeheilt. Die MdE wegen der
Unfallfolgen sei mit unter 10 v.H. einzuschÃ¤tzen.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 21.03.2002 hat der KlÃ¤ger
beantragt, die Beklagte zu verurteilen, bei ihm unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit
bis 27.07.1998 festzustellen und entsprechende Leistungen zu gewÃ¤hren.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 21.03.2002 abgewiesen. Der KlÃ¤ger
habe wegen der gesundheitlichen Folgen des Arbeitsunfalles vom 07.08.1997
keinen Ã¼ber den 15.11.1997 hinausgehenden Anspruch auf Verletztengeld. Dies
ergebe sich schlÃ¼ssig aus dem Gutachten des Handchirurgen Dr.R. vom
12.12.2001. Er bestÃ¤tige vollumfÃ¤nglich das Ergebnis des Gutachtens von Dr.S
â�¦ Es lÃ¤gen keine medizinischen Ã�uÃ�erungen vor, die diese Feststellungen
ernsthaft in Zweifel zÃ¶gen.

Zur BegrÃ¼ndung der Berufung fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, unfallbedingte
ArbeitsunfÃ¤higkeit habe Ã¼ber den 15.11.1997 hinaus bestanden. Auch nach der
Untersuchung durch Dr.S. am 18.05.1998 hÃ¤tten zunehmende Schmerzen und
eine zunehmende BeeintrÃ¤chtigung der Hand bestanden. Dr.S. habe einen
Ulnavorschub festgestellt, der am 07.12.1999 operativ behandelt worden sei. Das
von Dr.N. beschriebene vorstehende EllenkÃ¶pfchen kÃ¶nne durchaus als Hinweis
auf einen Ulnavorschub auf Grund des Unfalles gewertet werden, dies gelte auch
fÃ¼r die eingeschrÃ¤nkte Fingerbeweglichkeit. Die DurchfÃ¼hrung der
FunktionsprÃ¼fungen bei Dr.S. sei sehr schmerzhaft gewesen. Das Hochkrempeln
des linken HemdÃ¤rmels sei mehr mit Schieben des Unterarms als mit den vom
SachverstÃ¤ndigen bezeichneten Fingern erfolgt. Es werde bestritten, dass der
KlÃ¤ger sich beim Verlassen der Klinik eine Zigarette angezÃ¼ndet habe. Der
KlÃ¤ger sei kein Simulant. Die Schmerzen hÃ¤tten sich seit dem
Untersuchungstermin vom 18.05.1998 stetig weiter verstÃ¤rkt, die Schwellung
habe zugenommen, die Beweglichkeit habe abgenommen. Dies habe zum
operativen Eingriff gefÃ¼hrt. Dr.R. habe nicht berÃ¼cksichtigt, dass die Hand
operiert gewesen sei. Daher seien alle BewegungsablÃ¤ufe sehr schmerzhaft
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gewesen.

Der vom Senat zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte OrthopÃ¤de Dr.F.
fÃ¼hrte im Gutachten vom 14.05.2003 zusammenfassend aus, ein Ulnavorschub
habe effektiv nicht bestanden und kÃ¶nne schon darum keine Unfallfolge sein, da
es sich hier um eine Normvariante handle, die Resultat eines unterschiedlichen
LÃ¤ngenwachstums von Elle und Speiche sei. Die operative Behandlung des
Ulnavorschubs sei nicht indiziert gewesen und stehe auch nicht im Zusammenhang
mit dem Unfallgeschehen. Oberhalb des Ellengriffels sei eine winzige Verkalkung zu
sehen, die nach Verzerrung eines Gelenkes auftreten, andererseits aber auch auf
Grund von StoffwechselstÃ¶rungen entstehen kÃ¶nne. Kernspintomographisch
habe die Ursache der Beschwerden nicht geklÃ¤rt werden kÃ¶nnen. Am 07.08.1997
sei es allenfalls durch das heftige Aufschlagen mit dem Unterarm gegen die TÃ¼r
zu einer geringfÃ¼gigen Prellverletzung bei vorbestehender Reizsymptomatik
gekommen. Eine lÃ¤ngere als die bereits anerkannte ArbeitsunfÃ¤higkeit bis zum
15.11.1997 sei nicht zu begrÃ¼nden. Zu berÃ¼cksichtigen sei auch, dass der
KlÃ¤ger bereits am 15.05.1997 wegen einer Erkrankung des rechten Handgelenks
behandelt worden sei; eine Schmerzsymptomatik habe also schon vor dem Unfall
bestanden.

Der KlÃ¤ger erklÃ¤rte im Schreiben vom 21.10.2003, es sei zu Ã¼berprÃ¼fen,
inwieweit der Ulnavorschub zumindest mittelbar durch das Unfallereignis
entstanden sei. Die winzige Verkalkung sei nicht auf StoffwechselstÃ¶rungen
zurÃ¼ckzufÃ¼hren, da solche bei ihm nicht bekannt seien. Der KlÃ¤ger
Ã¼bersandte ein Schreiben des Dr.L. vom 08.07.2003, in dem ausgefÃ¼hrt wird,
der KlÃ¤ger sei vom 15.05. bis 05.06.1997 wegen einer Zerrung des rechten
Daumenballens mit Verdacht auf Muskelfaserriss behandelt worden.

Der auf Antrag des KlÃ¤gers gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG zum Ã¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen ernannte OrthopÃ¤de Dr.N. kam im Gutachten vom 17.05.2004
zu dem Ergebnis, als Folge des Unfalls sei es zu einer schmerzhaften
BewegungseinschrÃ¤nkung im Handgelenk gekommen, einem abgeschwÃ¤chten
Faustschluss, GefÃ¼hlsstÃ¶rung am vierten und fÃ¼nften Finger sowie der
ellenseitigen Hand und am ellenseitigen Unterarm, zu einer Osteosynthese der
kÃ¶rperfernen Elle mit Fehlstellung im kÃ¶rperfernen Ellenspeichengelenk sowie
Fehlstellung im Ellenhandwurzelgelenk bei UlnaverkÃ¼rzung, auÃ�erdem zu
reaktiven Schulter-Nackenschmerzen bei unphysiologischen BewegungsablÃ¤ufen
im Schultergelenk. Vor dem Unfall habe kein behandlungsbedÃ¼rftiger Schmerz an
der rechten Hand bestanden; die Erstbehandlung bei Dr.L. wegen eines
beginnenden schnellenden Daumens stehe nicht im Zusammenhang mit den
Unfallfolgen. Die VerkÃ¼rzungsosteotomie durch Dr.S. sei in der Annahme, dass ein
Ulnavorschub, der unfallfremd wÃ¤re, als Schmerzursache bestehe, durchgefÃ¼hrt
worden. Die Schmerzen seien aber durch den Unfall verursacht worden. Der
Diabetes mellitus sei nicht die typische auslÃ¶sende Erkrankung fÃ¼r das beim
KlÃ¤ger bestehende Krankheitsbild, eine Gelenkerkrankung auf der Basis der
Zuckerkrankheit spiele sich vollstÃ¤ndig anders ab. Die Prellung sei geeignet
gewesen, am Ellengriffelfortsatz und dessen Umgebung eine dauerhafte
Schmerzhaftigkeit zu erzeugen. Es bestehe kein vernÃ¼nftiger Zweifel an der
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Ereigniskette. In keinem Gutachten sei ein Beweis dafÃ¼r angegeben, dass die
Unfallfolgen nach drei Monaten ausgeheilt wÃ¤ren, im Gegenteil seien
neurologische StÃ¶rungen gefunden worden. Sie sprÃ¤chen dafÃ¼r, dass eine
traumatische SchÃ¤digung des kÃ¶rperfernen Ulnarisnerven im
Handgelenksbereich stattgefunden habe, die auch fÃ¼r den Schmerzzustand
verantwortlich sei. DafÃ¼r spreche auch die von Dr.S. geschilderte SchwÃ¤che
beim SchlÃ¼sselgriff, hier handle es sich um ein nicht vollstÃ¤ndig ausgebildetes
Guyon-Logen-Syndrom. Die MdE habe 20 v.H. betragen, seit der Operation bis zum
Untersuchungszeitpunkt 40 v.H. ArbeitsunfÃ¤higkeit bestehe bis auf weiteres. Nach
vollstÃ¤ndiger Durchbauung der VerlÃ¤ngerungsosteotomie und Entfernung der
Platte werde ein Endzustand eintreten, der erneut gutachterlich einzuschÃ¤tzen sei.

Die Beklagte erklÃ¤rte im Schreiben vom 23.07.2004, dem Gutachten kÃ¶nne nicht
gefolgt werden. Sie verwies auf eine Stellungnahme des Chirurgen W. vom
22.07.2004, der ausfÃ¼hrte, auf Grund der Angaben zum Unfall und der
Erstbefunde sei allenfalls von einer leichten Ellenprellung auszugehen. Eine
derartige Prellung heile innerhalb kurzer Zeit aus. Nervenverletzungen seien durch
ein solches Unfallereignis nicht vorstellbar, da mit der AuÃ�enseite der Hand bzw.
der Elle gegen die TÃ¼r geschlagen worden sei und somit der Nervus interosseus
nicht habe geschÃ¤digt werden kÃ¶nnen. Eine leichte Prellung fÃ¼hre auch zu
keiner anhaltenden Reizung des Griffelfortsatzes der Elle im Sinne einer Styloiditis.
Keinesfalls sei wegen der Handprellung eine VerkÃ¼rzungsosteotomie der Elle
erforderlich gewesen. Dr. N. bringe Krankheitsbilder mit dem Unfallereignis in
Zusammenhang, die auch unfallfremd auftreten kÃ¶nnten, ohne dass eine plausible
ErklÃ¤rung gegeben werde, weshalb sie auf den Unfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren seien.
Das Anschlagen mit einer Hand gegen eine schwergÃ¤ngige TÃ¼r stelle keine sehr
starke Gewalteinwirkung dar. ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 15.11.1997 hinaus
lasse sich auch auf Grund des Gutachtens von Dr.N. nicht begrÃ¼nden.

Beigezogen ist ein Bericht der Neurologischen Klinik A. Ã¼ber die stationÃ¤re
Behandlung des KlÃ¤gers vom 13.01. bis 23.01.1998 mit den Diagnosen:
chronisches Schmerzsyndrom mit dysphorisch-depressiver Entwicklung, Verdacht
auf Synovialitis sechstes Streckerfach rechts, Differenzialdiagnose: DiskuslÃ¤sion im
Ulnokarpalgelenk. Die Beschwerden, die von einem Supinationstrauma im August
1995 herrÃ¼hrten, bestÃ¼nden unverÃ¤ndert fort. Bei guter passiver
Beweglichkeit und unauffÃ¤lliger Trophik wÃ¼rden auf Grund befÃ¼rchteter
Schmerzen aktive Bewegungen zur KraftprÃ¼fung vermieden.
Neurochirurgischerseits habe die Schmerzausbreitung mit keinem
Nervenversorgungsgebiet in Verbindung gebracht werden kÃ¶nnen, sodass
angesichts der diffusen Schmerzsymptomatik und der unauffÃ¤lligen Neurographie
von einer Neurolyse abgeraten worden sei. Bei der AbklÃ¤rung der Schmerzen sei
der Verdacht auf eine Synovialitis geÃ¤uÃ�ert worden, differenzialdiagnostisch
werde ein Diskusschaden im Ulnokarpalgelenk erwogen. Der Verlauf sei
charakterisiert durch rasch wechselnde Beschwerdebilder, ein zunehmend
dysphorisches DrÃ¤ngen auf Untersuchung und Behandlung mit Einengung auf die
Beschwerden im Bereich des Handgelenks.

Weiter beigezogen ist ein Schreiben des KlÃ¤gers vom 05.09.1997 an die
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behandelnden Ã�rzte fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. B. und Dr.G. , in dem der
KlÃ¤ger ausfÃ¼hrt, die Beschwerden durch das TaubheitsgefÃ¼hl des FuÃ�es
hÃ¤tten sich verschlimmert, auch hÃ¤tten die Schmerzen zugenommen. Durch die
stÃ¤ndige Unsicherheit beim Gehen sei er kÃ¼rzlich ins Stolpern geraten und habe
durch einen heftigen Schlag an die TÃ¼re den KnÃ¶chel der rechten Hand
angebrochen, zumindest bestehe der Verdacht auf eine Fraktur. Seit dem
07.08.1997 trage er einen Gips. Auch durch die stÃ¤ndigen Depressionen habe sich
der allgemeine Zustand erheblich verschlechtert.

Im Schreiben vom 10.06.1998 fÃ¼hrte Dr.B. aus, seit vier Wochen sei eine
Pelzigkeit an der ulnarseitigen rechten Hand aufgetreten mit verstÃ¤rkten
Beschwerden nach AufstÃ¼tzen im Bereich des Ellenbogens, intermittierend auch
KÃ¤ltegefÃ¼hl an der ulnarseitigen Hand. Im August 1997 sei es zu einer Prellung
an der RÃ¼ckseite des rechten Handgelenks mit Schwellung und Ausstrahlung in
die Hand gekommen. Das FeingefÃ¼hl sei reduziert. An beiden HÃ¤nden sei eine
Hypalgesie bekannt. Wohl schmerzbedingt sei die Kraft beim Faustschluss rechts
eingeschrÃ¤nkt. Im Vordergrund stehe ein Sulkus-ulnaris-Syndrom rechts ohne
schwere neurologische AusfÃ¤lle. Die Bewegungs- und
Koordinationsschwierigkeiten seien im Wesentlichen Ausdruck einer unspezifischen
vegetativen Mitreaktion mit Zustand nach Prellung am Handgelenk. Im EMG habe
sich kein Hinweis auf eine neurogene SchÃ¤digung der Kernmuskeln C 5 bis C 8
rechts ergeben.

Der KlÃ¤ger stellt den Antrag, das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom
21.03.2002 aufzuheben und die Beklagte in AbÃ¤nderung des Bescheides vom
09.09.1998 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 16.02. 2000 zu verurteilen,
wegen der Folgen des Unfalls vom 07.08.1997 Verletztengeld Ã¼ber den
15.11.1997 hinaus bis 27.07.1998 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen Akten der Beklagten
sowie auf die Klage- und Berufungsakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Ein Arbeitsunfall setzt gemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs.1 SGB VII einen Unfall voraus, den ein
Versicherter bei einer der den Versicherungsschutz gemÃ¤Ã� Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB
VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleidet. Der Begriff des Unfalls erfordert ein zeitlich
begrenztes von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkendes Ereignis, das zu einem
Gesundheitsschaden gefÃ¼hrt hat (vgl. BSGE 23, 139). Das Ã¤uÃ�ere Ereignis
muss mit der die Versicherteneigenschaft begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit rechtlich
wesentlich zusammenhÃ¤ngen. Dabei bedÃ¼rfen alle rechtserheblichen Tatsachen
des vollen Beweises, d.h. sie mÃ¼ssen mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit vorgelegen haben (vgl. BSGE 45, 285). Die Beweiserleichterung
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der hinreichenden Wahrscheinlichkeit gilt nur insoweit, als der ursÃ¤chliche
Zusammenhang im Sinne der wesentlichen Bedingung zwischen der der
VersichertentÃ¤tigkeit zuzurechnenden und zum Unfall fÃ¼hrenden Verrichtung
und dem Unfall selbst sowie der Zusammenhang betroffen ist, der im Rahmen der
haftungsausfÃ¼hrenden KausalitÃ¤t zwischen dem Arbeitsunfall und der
maÃ�gebenden Verletzung bestehen muss (vgl. Krasney, VSSR 1993, 81, 114).

Beim KlÃ¤ger ist es durch den Arbeitsunfall vom 07.08.1997 zu keinen
GesundheitsstÃ¶rungen gekommen, die zu einer unfallbedingten
ArbeitsunfÃ¤higkeit bis 27.07.1998 gefÃ¼hrt hÃ¤tten.

Dies ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats aus dem schlÃ¼ssigen Gutachten des
Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen Dr.F. , der nach Auswertung der Ã¤rztlichen
Unterlagen in den Akten Ã¼berzeugend dargelegt hat, dass der Unfall lediglich zu
einer Prellung in der Umgebung des rechten Handgelenks gefÃ¼hrt hat, nicht
jedoch weitere GesundheitsschÃ¤den zur Folge hatte.

AuffÃ¤llig ist zunÃ¤chst, dass der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der Beklagten stets
angegeben hat, er habe mit dem rechten Unterarm und der rechten Hand heftig
gegen eine klemmende TÃ¼re geschlagen, um sie zu Ã¶ffnen, wÃ¤hrend er
gegenÃ¼ber dem behandelnden Arzt, dem Neurologen Dr.G. , im Schreiben vom
05.09.1997 angab, durch die stÃ¤ndige Unsicherheit beim Gehen (es handelte sich
um eine Nervenirritation am rechten FuÃ� bei Zustand nach Supinationstrauma im
August 1995) sei er kÃ¼rzlich ins Stolpern geraten und habe durch einen heftigen
Schlag an die TÃ¼re den rechten KnÃ¶chel der rechten Hand angebrochen,
zumindest bestehe der Verdacht einer Fraktur. Seit dem 07.08.1997 trage er einen
Gips.

TatsÃ¤chlich hat sich der KlÃ¤ger am 07.08.1997 nur eine Prellung zugezogen; Dr.L.
, den der KlÃ¤ger am Unfalltag aufsuchte, stellte eine Schwellung und RÃ¶tung mit
lebhaftem Druckschmerz Ã¼ber dem Ellengriffel und schmerzhaft eingeschrÃ¤nkter
Handgelenksbeweglichkeit fest und ging von einer Prellung des Handgelenks aus.
Der am 27.03.1998 geÃ¤uÃ�erte Verdacht auf eine posttraumatische
KnochenhautentzÃ¼ndung an der kÃ¶rperfernen Elle, der die Ursache fÃ¼r die
Ruhigstellung in einer Gipsschiene war, hat sich nicht bestÃ¤tigt.

Morphologische StrukturverÃ¤nderungen konnten zu keinem Zeitpunkt gesichert
werden. Alle technischen Untersuchungen ergaben keinen Hinweis auf eine
abgelaufene Verletzung, so Dr.F â�¦ Die minimale StrukturverÃ¤nderung oberhalb
des Ellengriffels lÃ¤sst sich, wie Dr.F. erlÃ¤utert, dem Unfall vom 07.08.1997 nicht
ohne weiteres kausal zuordnen, da sie als Folge der Zerrung des Gelenks
aufgetreten, andererseits aber auch auf Grund von StoffwechselstÃ¶rungen
entstanden sein kÃ¶nnte. So hat Dr. B. am 15.06.2000 auf einen Diabetes mellitus
hingewiesen, auch ist eine HypercholesterinÃ¤mie bekannt. Der Ulnavorschub ist,
wie auch Dr.N. bestÃ¤tigt hat, keine Unfallfolge, sondern eine Normvariante,
Resultat eines unterschiedlichen LÃ¤ngenwachstums von Elle und Speiche.
Insgesamt ist davon auszugehen, dass die Prellung zu keinen weiteren
GesundheitsstÃ¶rungen gefÃ¼hrt hat und nach wenigen Wochen folgenlos
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abgeheilt war. Eine lÃ¤ngere als die bereits anerkannte ArbeitsunfÃ¤higkeit bis
15.11.1997 ist, so Dr.F. , nicht zu begrÃ¼nden.

Mit dieser Beurteilung befindet sich Dr.F. in Ã�bereinstimmung mit den
Handchirurgen Dr.S. , dessen im verwaltungsverfahren eingeholtes Gutachten im
Wege des Urkundenbeweises verwertet wird, und Dr.R â�¦ Dr.S. hat insbesondere
darauf hingewiesen, dass die vom KlÃ¤ger angegebene nahezu vollstÃ¤ndige
Funktionslosigkeit nicht durch objektive Befunde bestÃ¤tigt werden konnte, Dr.R.
hat diese Beurteilung bestÃ¤tigt.

Nicht Ã¼berzeugen kann dagegen die Schlussfolgerung von Dr. N. , die Prellung sei
geeignet gewesen, am Ellengriffelfortsatz und dessen Umgebung eine dauerhafte
Schmerzhaftigkeit zu erzeugen. Ã�berzeugend hat der Chirurg W. dagegen
eingewandt, dass eine leichte Prellung zu keiner anhaltenden Reizung des
Griffelfortsatzes der Elle fÃ¼hren kann. Nervenverletzungen sind durch ein solches
Unfallereignis ebenfalls nicht vorstellbar, da mit der AuÃ�enseite der Hand gegen
die TÃ¼r geschlagen wurde. Zwar stellte Prof.Dr.S. von der Neurologischen Klinik A.
nach stationÃ¤rer Behandlung des KlÃ¤gers vom 13.01. bis 23.01.1998 die
Verdachtsdiagnose einer Synovialitis und erwog differenzialdiagnostisch auch das
Vorliegen einer DiskuslÃ¤sion, fÃ¼hrte aber andererseits aus, der Verlauf sei
charakterisiert gewesen durch wechselnde Beschwerden, ein DrÃ¤ngen auf
Untersuchung und Behandlung und die pauschalisierte Ablehnung einer
Schmerztherapie mit Antidepressiva. Der Neurologe Dr.B. vertrat im Schreiben vom
10.06.1998 die Auffassung, die Bewegungs- und Koordinationsschwierigkeiten der
rechten Hand seien im Wesentlichen Ausdruck einer unspezifischen vegetativen
Mitreaktion nach Prellung.

Es ist dem Chirurgen W. zuzustimmen, dass Dr.N. Krankheitsbilder mit dem
Unfallereignis in Zusammenhang bringt, die auch unfallfremd auftreten kÃ¶nnen,
ohne eine plausible ErklÃ¤rung fÃ¼r den Unfallzusammenhang abzugeben.

ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den 15.11.1997 hinaus ist im Hinblick auf die
Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen von Dr.F. , Dr.S. und Dr.R. nicht zu begrÃ¼nden.

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 04.01.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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